


Satzung des Vereins
 „Städtepartnerschaftskomitee Oldenburg in Holstein - Blain“ 

Einleitung
2017 gründete Oldenburg in Holstein eine Städtepartnerschaft mit der Stadt Blain in Frankreich. Beide Städte erklärten bei der Begründung ihren Willen, die Partnerschaft langfristig im Sinne einer nachhaltigen deutsch-französischen Freundschaft zu gestalten. 
Bereits 2016 entstand ein Städtepartnerschaftskomitee bestehend aus Mitgliedern der Zivilgesellschaft einerseits und Vertretern der Stadt andererseits, das  diese Partnerschaft ausbauen und pflegen sollte. Um die Arbeit dieses Komitees zu strukturieren und die Partnerschaft langfristig zu verankern wird ein gemeinnütziger Verein gegründet.

[bookmark: _GoBack]§ 1 Name und Sitz des Vereins
1. Der Verein führt den Namen „Städtepartnerschaftskomitee Oldenburg in Holstein – Blain.“, nach dessen Eintragung ins Vereinsregister mit dem Zusatz „e.V.“
2. Der Sitz des Vereins ist Oldenburg in Holstein.

§ 2 Zweck des Vereins
1. Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung.
2. Zweck des Vereins ist:
Die Förderung internationaler Gesinnung, der Toleranz auf allen Gebieten der Kultur und des Völkerverständigungsgedankens (§ 52 Abs.1 Nr. 13 Abgabenordnung)
3. Der Satzungszweck wird insbesondere verwirklicht durch die Förderung der Festigung und Vertiefung der Städtepartnerschaft zwischen Oldenburg in Holstein und Blain, auch in Zusammenarbeit mit den anderen Partnerstädten beider Städte. Die Tätigkeit des Vereins erstreckt sich insbesondere auf kulturelle, wirtschaftliche und soziale Bereiche, die die Bevölkerung in Oldenburg in Holstein und in Blain sowie deren europäische Partner betreffen. 

4. Diese Zwecke sollen durch verschiedene Projekte in allen o.g. Bereichen verwirklicht werden, z.B. durch regelmäßige Begegnungen zwischen den Partnerstädten, Organisation von Informationsveranstaltungen, Mitwirkung an vereinsübergreifenden Projekten, Unterstützung von Vereinen und Schulen bei der Gestaltung von Austauschprogrammen und Zusammenarbeit mit Organisationen, die den europäischen Gedanken fördern.

§ 3 Selbstlosigkeit, Mittelverwendung

Der Verein arbeitet überparteilich und überkonfessionell. Er ist selbstlos tätig und verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 
Die erforderlichen Geldmittel werden durch Beiträge, freiwillige Zuwendungen, Spenden und Zuschüsse aufgebracht. 
Mittel des Vereins dürfen nur für satzungsmäßige Zwecke verwendet werden. Sie sind im Einzelnen zu begründen, zu belegen und müssen sich in angemessenen Grenzen halten. Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus den Mitteln des Vereins, auch nicht bei ihrem Ausscheiden oder bei der Auflösung des Vereins. Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden.

§ 4 Mitgliedschaft
1. Dem Verein gehören an:
a. Ordentliche Mitglieder
Ordentliche Mitglieder des Vereins können natürliche Personen, juristische Personen des privaten und des öffentlichen Rechts und Vereine, sowie deren selbständige Jugendgruppen und sonstige Organisationen werden, die nach Satzung und Tätigkeit den Zielen des Vereins entsprechen. 
Über einen Aufnahmeantrag entscheidet der Vorstand.

b. Ehrenmitglieder

Auf Vorschlag des Vorstandes können durch Beschluss der Mitgliederversammlung natürliche Personen, die sich besondere Verdienste um die europäische Verständigung und Zusammenarbeit erworben haben, Ehrenmitglieder werden. 

§ 5 Ende der Mitgliedschaft
1. Die Mitgliedschaft endet durch Austritt, Erlöschen einer juristischen Person, Ausschluss, Auflösung der Mitgliedsorganisation und durch Tod.
2. Der Austritt kann mit einer Frist von drei Monaten zum Ende des laufenden Kalenderjahres schriftlich an den Vorstand erklärt werden.
3. Über einen Ausschluss eines Mitgliedes entscheidet die Mitgliederversammlung nach Vorschlag des Vorstandes, Ausschluss und Ausschlussgründe sind dem Mitglied schriftlich mitzuteilen. Das Mitglied kann innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung Beschwerde gegen den Vorstandsbeschluss einlegen. Über die Beschwerde entscheidet mit Mehrheit der erschienenen Mitglieder die Mitgliederversammlung.

§ 6 Organe
1. Organe des Vereins sind:
a. die Mitgliederversammlung
b. der Vorstand
2. Die Organe haben die in dieser Satzung festgelegten Aufgaben durchzuführen. Soweit eine Aufgabe keinem bestimmten Organ zugewiesen ist, ist der Vorstand zuständig.

§ 7 Mitgliederversammlung
1. Die Mitgliederversammlung ist das oberste Organ des Vereins. Die ordentliche Mitgliederversammlung tritt jedes Jahr mindestens einmal zusammen und ist ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig. Die Einladung erfolgt in Text unter Angabe der Tagesordnung mit einer Frist von mindestens 10 Tagen durch den Vorstand. 

2. Eine außerordentliche Mitgliederversammlung ist einzuberufen, wenn dieses von mindestens einem Drittel der Mitglieder schriftlich beim Vorstand beantragt wird. Die außerordentliche Mitgliederversammlung ist mit einer Frist von 20 Tagen unter Angabe der Tagesordnung schriftlich einzuberufen.

3. Die Mitgliederversammlung führt der 1. Vorsitzende, bei Abwesenheit ein anderes Mitglied des Vorstands.

4. Die Mitgliederversammlung hat u.a. folgende Aufgaben:
a. Beratung über die Aktivitäten des Vereins und des Vorstandes und Entgegennahme des Jahresberichts des Vorstandes
b. Beratung und Entscheidung über Rechnungslegung und Haushaltplan
c. Bestellung und Entgegennahme des Berichtes der Kassenprüfer,
d. Wahl und Entlastung des Vorstandes,
e. Festsetzung und Höhe des Mitgliedsbeitrags, 
f. Änderung der Satzung,
g. Benennung und Wahl von Ehrenmitgliedern
h. Bestellung von Beigeordneten des Vorstandes
i.  Beschlussfassung über die Beschwerden gegen den Ausschluss von Mitgliedern,
j. Satzungsänderungen
k. Auflösung des Vereins.
Die Versammlung entscheidet durch Beschluss. Beschlüsse werden durch einfache Mehrheit gefasst. Bei Stimmgleichheit ist ein Antrag abgelehnt. Die vorgenannte einfache Mehrheit gilt nicht für Satzungsänderungen. In diesem Fall ist eine Dreiviertelmehrheit der anwesenden Mitglieder erforderlich.
Über den Verlauf einer Versammlung ist ein Protokoll zu führen, das beim Schriftführer/bei der Schriftführern hinterlegt und aufbewahrt wird. 

§ 8 Vorstand
1.  Der Vorstand besteht aus:
a. dem, der Vorsitzenden
b. dem, der stellvertretenden Vorsitzenden
c. dem Schatzmeister, der Schatzmeisterin
d. dem Schriftführer, der Schriftführerin

2. Der Verein kann darüber hinaus einen erweiterten Vorstand wählen und in diesen Beisitzer und Beauftragte wählen.
3. Die Wahlzeit für Mitglieder des Vorstandes und des erweiterten Vorstandes beträgt grundsätzlich 2 Jahre vom Tage der Wahl an gerechnet. Bei der ersten Wahl werden die Vertreterin oder der Vertreter der Vorsitzenden oder des Vorsitzenden sowie die Schriftführerin oder der Schriftführer nur für ein Jahr gewählt. Der Vorstand bleibt bis zur Neuwahl des Vorstands im Amt. Mehrfache Wiederwahl ist zulässig. Jedes Vorstandsmitglied ist einzeln zu wählen. Wählbar sind nur Vereinsmitglieder. Mit der Beendigung der Vereinsmitgliedschaft endet auch das Amt eines Vorstandsmitglieds. Scheidet ein Mitglied vorzeitig aus, so kann der Vorstand für die restliche Amtsdauer einen Nachfolger/eine Nachfolgerin wählen. 
4. Dem Vorstand obliegt die Geschäftsführung, Vorbereitung und Einberufung der Mitgliederversammlung, die Ausführung der Beschlüsse der Mitgliederversammlung und die Verwaltung des Vereinsvermögens. Der Verein wird in allen gerichtlichen und außergerichtlichen Angelegenheiten von der Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden zusammen mit einem weiteren Mitglied des Vorstandes vertreten.
5. An Vorstandssitzungen können auf Vorschlag der Vorstandsmitglieder Gäste teilnehmen, soweit sich dagegen kein Widerspruch erhebt.

§ 9 Beiträge
Der Mitgliedsbeitrag wird von der Mitgliederversammlung auf Vorschlag des Vorstands jeweils für das laufende Geschäftsjahr festgesetzt. Er kann für Einzelpersonen, Ehepaare, juristische Personen, Personenvereinigungen und Firmen in unterschiedlicher Höhe festgesetzt werden. Der Vorstand kann in geeigneten Fällen Beiträge oder Umlagen ganz oder teilweise stunden oder erlassen.
Die Mitglieder des Vereins sind verpflichtet, den Vereinszweck zu fördern und den Beitrag zu entrichten. Das Mitglied, das länger als 3 Monate mit einem Beitrag in Rückstand ist, kann nach zwei maliger Anmahnung seitens des Vorstandes durch die Mitgliederversammlung aus dem Verein ausgeschlossen werden.
Die Mitglieder haften bei Rechtsgeschäften, die der Vorstand für den Verein tätigt, nur mit dem Vereinsvermögen.

§ 10 Haushaltsführung/Rechnungslegung
1. Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. Das erste Geschäftsjahr reicht von der Vereinsgründung bis zum 31. Dezember 2019.
2. Der Schatzmeister/die Schatzmeisterin  hat der Mitgliederversammlung einen Haushaltsplan für das jeweilige Geschäftsjahr zur Beschlussfassung und am Ende des Geschäftsjahres eine Abschlussrechnung vorzulegen.
3. Die Rechnungsprüfer erstatten über den Jahresabschluss ihren Prüfungsbericht.

§ 11 Kassenprüfer
Die Mitgliederversammlung wählt zur Prüfung des Kassen-und Rechnungswesens des Vereins zwei wechselnde Rechnungsprüfer mit einer Amtszeit von 2 Jahren. Vorstandsmitglieder können nicht als Rechnungsprüfer bestellt werden.

§ 12 Auflösung
1. Über die Auflösung des Vereins kann nur in einer zu diesem Zweck einberufenen Mitglieder-versammlung mit einer Dreiviertelmehrheit der anwesenden Mitglieder  entschieden werden. Ein derartiger Beschluss ist möglich, wenn mindestens 25 v.H. der Mitglieder anwesend sind. 
2. Die Liquidation führt der zuletzt amtierende Vorstand durch. 
3. Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt das gesamte Vermögen des Vereins an die Stadt Oldenburg in Holstein, die die Mittel unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige, mildtätige oder kirchliche Zwecke zu verwenden hat. Beschlüsse über die Änderung dieses Paragraphen dürfen nur in Abstimmung mit dem zuständigen Finanzamt durchgeführt werden.

§ 13 Schlussbestimmungen /Salvatorische Klausel
Sollten einzelne Bestimmungen dieser Satzung unwirksam oder undurchführbar sein oder unwirksam oder undurchführbar werden, bleibt davon die Wirksamkeit der Satzung im Übrigen unberührt. An Stelle der unwirksamen oder undurchführbaren Bestimmung tritt  die gesetzliche Regelung.


Die Gründungsmitglieder
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